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	< Editorial

NATO und der USA erleben durften –  
das wird uns schlagartig klar.

Und vergessen wir nicht unsere Eltern 
und Großeltern, die noch den Zweiten 
Weltkrieg und seine Folgen erlebt haben. 
Sie werden wieder mit Wucht an das da-
malige Elend, an Flucht und Vertreibung 
erinnert. 

Überwältigend ist die Hilfe der Men-
schen in Europa und in Deutschland. 
Trotz Wohnungsmangels wird Wohn-
raum zur Verfügung gestellt, es wird ge-
spendet, gesammelt, unterstützt. Welch 
ein Segen ist hier das Internet – inner-
halb von zwei Tagen ist eine Wohnung 
komplett durch Spenden eingerichtet.

Schwieriger ist es für unseren Staat, für 
die Politikerinnen und Politiker, die uns 
durch diese Krise führen. Sie müssen Ent-
scheidungen treffen, die der Ukraine und 
ihren Menschen helfen, aber anderer-
seits verhindern, dass der Krieg nach 
Deutschland getragen wird. Die NATO 
und ihre Mitgliedsländer müssen klug 
handeln. Die Drohungen und Provokatio-
nen aus Moskau sind deutlich.

Der Verband der Beamten und Beschäf-
tigten der Bundeswehr (VBB) wünscht 
unserer Ministerin und ihren Staatssekre-
tärinnen und -sekretären viel Kraft, Mut 
und Einsicht bei ihrem Handeln. Die Kol-
leginnen und Kollegen der Wehrverwal-
tung wie auch die Soldatinnen und Sol-
daten haben den Ernst der Lage erkannt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
helfen auch Sie, wo Sie können!

Ihre  

Imke v. Bornstaedt-Küpper 
Bundesvorsitzende

Überfall Russlands 
auf die Ukraine

die Bilder des Schreckens über das Aus-
maß der Zerstörung und das Leid, das die 
Menschen in der Ukraine in diesen Tagen 
erleben müssen, verschlägt uns die Spra-
che.

Der Berliner Hauptbahnhof ist gefüllt mit 
Frauen und Kindern, die ihre Heimat ver-
lassen und ihren Mann oder Vater in den 
Krieg ziehen lassen mussten. Niemand 
steigt hier ohne Tränen in den Augen aus 
seinem Zug. 

Welches Glück wir bislang in unserem 
friedlichen Umfeld, in einem vereinten 
Europa, unter dem Schutz der starken 
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Weitere Informationen zum 
VBB finden Sie auch online.

Besuchen Sie uns unter:
www.vbb-bund.de
www.facebook.com/vbb.bund

Der VBB ist nun 
auch bei Twitter 
vertreten
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Wir sind tief betroffen, dass im 21. Jahrhundert ein brutaler Angriffskrieg  
gegen die Ukraine geführt wird. Unsere Gedanken und unsere  
Solidarität sind bei den Menschen in der  
Ukraine.
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Im Austausch mit MdB Serap Güler
Am 2. März hatte die Bundesvorsitzende des VBB, Imke v. Bornstaedt-Küpper,  
die Gelegenheit zu einem Austausch mit Frau MdB Serap Güler, CDU.

Diese ist seit dieser Legislatur-
periode ordentliches Mitglied 
im Verteidigungsausschuss. 
Sie ist unter anderem Bericht-
erstatterin für Personal, sodass 
die Gesprächsthemen nicht 
ausgingen.

Diskutiert wurde natürlich 
auch die aktuelle Entscheidung 
der Bundesregierung, 100 Mil-
liarden Euro der Bundeswehr 
zur Verfügung zu stellen.

Da die Bundestagsabgeordne-
te erst vor wenigen Tagen das 
BAAINBw in Koblenz besucht 

hatte, waren ihr die aktuellen 
Fragestellungen im Planungs- 
und Beschaffungsprozess ge-
läufig. Einig waren sich die 
Gesprächspartnerinnen, dass 
nicht das BAAINBw, sondern 
das BMVg die richtige Adresse 
für die Lösung vergaberechtli-
cher Probleme ist.

Die Bundesvorsitzende wies 
darauf hin, dass zivile Fach
expertise durchaus zielführend 
ist bei der Suche nach Lösun-
gen, denn wer die Verfahren 
kennt, kann praktikable Aus-
wege aufzeigen.�
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Meinungsaustausch zwischen der VBB-Bundes-
vorsitzenden Imke v. Bornstaedt-Küpper und 
Generalleutnant Martin Schelleis
Die Bundesvorsitzende des VBB, Imke v. Bornstaedt-
Küpper, hatte sich mit dem Inspekteur der Streit-
kräftebasis, Generalleutnant Martin Schelleis, zu 
einem Meinungsaustausch verabredet.

Auch wenn der Eindruck täu-
schen mag, es wurden viele 
ernste Themen besprochen. 
Aber es ist für Gesprächspart-
ner natürlich immer erfreulich, 
wenn ein gemeinsames Ziel 
verfolgt wird: die Einsatzfähig-
keit der Bundeswehr.

Inhaltlich wurde der Bogen 
weit gespannt von der Vertei-
lung des Sondervermögens in 
Höhe von 100 Millarden Euro 

über die Zukunft des bundes-
wehrgemeinsamen Ansatzes, 
bis hin zur Dienstpostendotie-
rung für Geräteprüfer ziv/mil 
im Logistikzentrum der Bun-
deswehr. 

Hinsichtlich der Verteilung der 
Haushaltsmittel hat natürlich 
auch der Inspekteur SKB eine 
Wunschliste und in Bezug auf 
das letztgenannte Thema wur-
de Prüfung zugesagt.�

Die Beschaffung in der Bundeswehr
Am 24. Februar 2022 hat der russische Präsident mit dem Beginn der Invasi-
on in die Ukraine das Völkerrecht gebrochen und ein hochrangiger General 
reagiert in einer Weise, deren Auswirkungen auf die eigene Truppe nur er-
ahnt werden können: Der Inspekteur des Heeres beklagt auf LinkedIn, dass 
das Heer, das er führen dürfe, mehr oder weniger blank dastehe. Siegmar 
Gabriel hat in einem Interview in der ARD-Sendung Maischberger am 24. Fe-
bruar 2022 den vermeintlich Schuldigen an dem behaupteten Desaster der 
Bundeswehr indirekt ausfindig gemacht und deutliche Kritik am BAAINBw 
geäußert. Der Generalanzeiger (Bonn) vom 25. Februar 2022 zitiert ihn wie 
folgt: „Vielleicht ginge es für die Bundeswehr ohne Koblenz besser.“

In der FAZ vom 1. März 2022 
wird erneut plakativ die „Be-
schaffungsbürokratie“ bemän-
gelt.

Es stellt sich die Frage, was 
die hartnäckigen Kritiker der 
Beschaffung in der Bundes-
wehr eigentlich genau kriti-
sieren. Und schreiben sie dem 
BAAINBw in ihrer Kritik viel-
leicht eine Kompetenz zu, 
die es gar nicht hat?

Kritisieren sie die politischen 
Entscheidungen, die den Wehr-

etat über Jahre unter der Zwei-
Prozent-NATO-Vorgabe gelas-
sen haben?

Kritisieren sie den Beschaf-
fungsprozess der Bundeswehr? 
Wissen sie, dass ganz am 
Anfang dieses Prozesses der – 
in der Regel langjährige – Pla-
nungsprozess der Bundeswehr 
steht?

Wissen sie, dass der Generalin-
spekteur der Bundeswehr die 
gesamtplanerische Verantwor-
tung für die Konzeption der 

militärischen Verteidigung hat 
und dass diese in ihrer Gesamt-
heit unteilbar ist? Planung 
muss dabei eine strategische, 
fähigkeits- und innovationsori-
entierte Top-down-Steuerung 
der Bundeswehr ermöglichen 
(so die Zentrale Dienstvor-
schrift A 400/6).

Wissen sie, dass das BAAINBw 
erst auf der Grundlage der po-
litischen Entscheidungen und 
der Auswahlentscheidungen 
die eigentliche Beschaffung, 
sozusagen die Bestellung und 

den Vertragsschluss, vor-
nimmt? Es ist nicht schädlich, 
zu wissen, dass das BAAINBw 
nicht über das „Ob“, dass 
„Was“ und das „Wie viel“ einer 
Beschaffung entscheidet. Das 
BAAINBw hat keine Entschei-
dungsbefugnisse über Beschaf-
fungsinhalte und Beschaf-
fungsmengen, da diese allein 
von den Bedarfsträgern (Pla-
nungsamt und Kommando CIR) 
auf der Grundlage des jährlich 
angepassten Fähigkeitsprofils 
und den zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmitteln be-
stimmt wird.

Das BAAINBw ist als Teil der 
Exekutive bei jeder Vergabe 
an das europäische Vergabe-
recht, umgesetzt im GWB (Ge-
setzt gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen), der VSVgV 
(Vergabeverordnung Verteidi-
gung und Sicherheit) und der 
VGV (Vergabeverordnung) 
sowie der UVgO (Unter
schwellenvergabeverordnung) 
gebunden. Mit der entspre-
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Auswirkung der 100 Milliarden Euro Sonder-
vermögen auf den Auftrag und die Arbeit der 
Beschäftigten der Bundeswehrverwaltung
Bundeskanzler Scholz hat am 27. Februar 2022 in einer vielbeachteten Rede als Antwort auf den Über-
fall Russlands auf die Ukraine der Bundeswehr 100 Milliarden Euro versprochen. Ebenfalls angekündigt 
wurde die zukünftige Einhaltung des Zwei-Prozent-Ziels, auf das sich die NATO-Partner nach der Anne-
xion der Krim durch Russland in 2014 verpflichtet hatten.

Nach ersten Vermutungen, es 
könnte sich um zwei Ziele han-

deln, die unabhängig vonein-
ander sind beziehungsweise 

kumulativ nebeneinanderste-
hen, wurde relativ schnell 

deutlich, dass beide Forderun-
gen miteinander verwoben 

chenden EU-Richtlinie im Jahr 
2012 wurde das Vergaberecht 
justiziabel gemacht und die 
deutsche Industrie macht gro-
ßen Gebrauch davon. Sollte 
eine Vergabe bis zum zustän-
digen OLG Düsseldorf ange-
griffen werden, ruht die Ver-
gabe für circa 1,5 Jahre. In 
diesen Tagen erst wird der 
langjährige gerichtliche Streit 
um das Sturmgewehr ein Ende 
finden.

Wissen die Kritiker auch, dass 
die „Fesseln“ des Vergaberechts 
mindestens auf ministerieller 
Ebene, wenn nicht sogar auf 
parlamentarischer Ebene besei-
tigt werden müssten? Gibt es 
ministerielle Forderungen nach 
Ausnahmeregelungen für mili-
tärische Beschaffungen? Ist dies 
an den politischen Raum trans-
portiert worden?

Eine Erhöhung der Verteidi-
gungsausgaben, wie sie in der 
Regierungserklärung von Bun-
deskanzler Scholz in der Son-
dersitzung des Deutschen Bun-
destages am 27. Februar 2022 
angekündigt wurde, schreckt 
die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des BAAINBw nicht. 
Sie sind bereit, gemeinsam die 
Beschaffung für eine vollstän-
dig ausgerüstete Bundeswehr 
umzusetzen. Sie wissen aber 
auch, dass die Beschaffung von 
Material immer auch mit quali-
tativem und quantitativem Per-
sonalbedarf der Streitkräfte, 
Logistik, Instandsetzung sowie 

Infrastrukturforderungen ver-
bunden ist, was stets als Gan-
zes betrachtet werden muss 
und ebenfalls Geld kostet. Aber 
das ist wiederum eine Frage der 
Planungsverantwortung des 
Generalinspekteurs (siehe oben).

Beschaffung in der Bundeswehr 
umfasst einen langwierigen 
Prozess mit den Streitkräften 
als Nutzern, dem Planungsamt 
und Kommando CIR als Be-
darfsträger und dem BAAINBw 
sowie Inhousegesellschaften 
als Bedarfsdecker. Geprägt 
wird die Komplexität des Pla-
nungs- und Beschaffungspro-

zesses von gesetzlichen Vorga-
ben, internen Regelungen und 
Vorschriften, aber auch von 
den Interessen und dem Leis-
tungsvermögen der Rüstungs-
industrie. Der erste Schritt zur 
Verbesserung wäre eine faire 
Analyse des Gesamtprozesses, 
um auf dieser Basis die Rah-
menbedingungen zu verän-
dern, die den Prozess bestim-
men, und um im Ergebnis eine 
Beschleunigung zu erreichen. 
Diese transparente, lösungsori-
entierte Analyse muss unter 
Einbeziehung aller beteiligten 
Player erfolgen. In diesem Zu-
sammenhang wäre es hilfreich, 

wenn die Interessen des zivilen 
Rüstungsbereiches nicht nur 
von Soldaten „vertreten“ wer-
den.

Der reflexartige Fingerzeig auf 
ein Bundesamt, das nur ein 
Teil eines offenkundig prob-
lembehafteten Gesamtprozes-
ses ist, greift dabei zu kurz.

Auch die Verteilung der zu
sätzlichen 100 Milliarden Euro 
erfolgt nicht im rechtsfreien 
Raum, auch wenn sich in der 
Rüstungsindustrie bereits eine 
Goldgräberstimmung breit-
macht.�

©
 P

ix
ab

ay
.c

om

6

Ve
rb

an
d 

de
r B

ea
m

te
n 

un
d 

Be
sc

hä
ft

ig
te

n 
de

r B
un

de
sw

eh
r

vbb

> vbb magazin  |  April 2022





sind. Dies geschieht in der Art 
und Weise, dass die 100 Milli-
arden Euro auf der Zeitlinie in 
den nächsten Jahren der Erfül-
lung des Zwei-Prozent-Ziels 
dienen und inhaltlich der Errei-
chung des Fähigkeitsprofils 
entsprechen, das die militäri-
schen Planer der Bundeswehr 
bereits identifiziert hatten. Die 
100 Milliarden Euro entspre-
chen also in etwa dem Delta 
zwischen dem bisher geplan-
ten Soll und dem finanziellen 
Ist. Nach den Wünschen der 
Planer wäre jetzt allerdings ein 
kontinuierlicher Mittelabfluss 
innerhalb der nächsten zehn 
Jahre ein erstrebenswertes Er-
gebnis, weil damit die Hoff-
nung auf nachhaltige und von 
der Industrie tatsächlich zu 
leistende Beschaffungen ver-
bunden wird.

Wie oben dargestellt, steht 
zeitlich vor jeder Beschaffung 
die Planung des Bedarfs. Der 
vom Generalinspekteur verant-
wortete Planungsprozess ist 
umfangreich und langwierig. 
Aus den internationalen Ver-
pflichtungen und Wünschen 
der militärischen Teilstreitkräf-
te ergeben sich vielfältige For-
derungen, die abgestimmt und 
priorisiert werden müssen. 
Hinzu kommt, dass nicht alle 
Wünsche und Forderungen von 
der Rüstungsindustrie erfüllt 
werden können oder dass es zu 
erheblichen Verschiebungen 
durch vergaberechtliche Strei-

tigkeiten kommt. Berück
sichtigen müssen die Planer 
dabei auch immer, dass für 
das Material auch die ent
sprechende Infrastruktur 
und ausgebildetes Personal 
vorhanden und bezahlt wer-
den muss.

Für die Betrachtung der Aus-
wirkungen der 100 Milliarden 
Euro sind diese Rahmenbe-
dingungen von erheblicher 
Relevanz für diejenigen, die 
die entsprechenden Verträge 
ausarbeiten, verhandeln und 
schließen sowie am Ende das 
Geld ausgeben müssen. Diese 
Aufgabe wird bei der Bundes-
wehr von unseren Kollegin-
nen und Kollegen des Bun-
desamtes für Ausrüstung, 
Informationstechnik und 
Nutzung der Bundeswehr 
(BAAINBw) erfüllt. Zurzeit 
sind etwa 6.000 Beschäftigte 
mit 5.000 Projekten befasst.

Die Umsetzung der 100 Milli-
arden Euro aufgrund der 
oben dargestellten Rahmen-
bedingungen muss nicht 
notwendigerweise Auswir-
kungen auf die Arbeit der 
versierten und erfahrenen 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des BAAINBw haben, 
falls es nur zu einer Erhöhung 
von Stückzahlen käme.

Aber so einfach wird das nicht 
sein, denn der Generalinspek-
teur ist gezwungen, seine Pla-

nungen anzupassen. Die bishe-
rigen Planungen stammen aus 
der 19. Legislaturperiode. Poli-
tische Vorgaben der neuen 
Regierung wurden noch nicht 
berücksichtigt. Und die bisheri-
gen Planungen waren nicht auf 
eine militärische Bedrohungs-
lage ausgerichtet, die wir jetzt 
erleben. Der Zeitfaktor spielt 
eine wesentlich stärkere Rolle. 
Die Marktverfügbarkeit von 
Gerät oder der schnellere Ab-
ruf aus bestehenden Rahmen-
verträgen werden neu zu be-
denken sein. Auch die Frage 
der Steigerung der „materiel-
len Einsatzbereitschaft der Be-
standssysteme“ muss vertieft 
geprüft werden.

Bei dieser Prüfung von Be-
schleunigungspotenzial bei der 
Beschaffung von neuem oder 
der Instandsetzung von vor-
handenem Material sind die 
Kolleginnen und Kollegen des 
BAAINBw mit ihrer Projekt-, 
Vertrags- und Vergabeexperti-
se jetzt unmittelbar gefragt. 
Die Arbeitslast der Beschäftig-
ten des Bundesamtes ist deut-
lich gestiegen.

Zusätzlicher Druck ist dadurch 
entstanden, dass die Vertreter 
der Rüstungsindustrie das 
Bundesamt mit Angeboten, 
wozu sie vom BMVg aufgefor-
dert wurden oder sich aufge-
fordert fühlten, überhäufen. 
Aber leider ist das die falsche 
Adresse, denn der Planungs-

prozess beginnt üblicher-
weise beim militärisch ge
führten Planungsamt der 
Bundeswehr. Das BAAINBw 
hat und wird die zahlreichen 
Angebote mangels Planungs-
grundlage weiterreichen. Die-
se Arbeit hätte den Zivilbe-
schäftigten erspart werden 
können. Der öffentliche Druck 
seitens der Industrie, bei der 
sich gerade eine Goldgräber-
stimmung ausgebreitet hatte, 
ist hier vielleicht verständlich, 
aber nicht hilfreich und vor 
allem ungerechtfertigt.

Bei aller Beschleunigung kann 
es jedoch keine Abkürzung der 
Verantwortung des Generalin-
spekteurs für die Planungsent-
scheidungen geben.

Auch die Rechtmäßigkeit der 
Beschaffungsverfahren muss 
gewahrt bleiben. Das Verga-
berecht kennt Ausnahmen 
wie unter anderem die Be-
rücksichtigung von „wesentli-
chen Sicherheitsinteressen“ 
im Sinne des Art. 346 AEUV. 
Die vergaberechtlich zulässi-
gen Optionen zur Beschleuni-
gung des Vergabeverfahrens 
werden durch die versierten 
Vergabejuristen und -juristin-
nen des Bundesamtes ange-
wandt. Grundsätzlich besteht 
jedoch zunehmend die Ten-
denz, dass die Rüstungsindus-
trie die Verfahren rechtlich 
anzweifelt und gerichtlich 
überprüfen lässt, was sich  
auf die Dauer der Prozesse 
auswirkt.

Insgesamt steigt daher die Ar-
beitslast der Zivilbeschäftigten 
durch die zusätzlichen Mittel. 
Viel belastender wird von un-
seren Kolleginnen und Kolle-
gen allerdings die öffentliche 
Kritik am Bundesamt empfun-
den. Optimierungspotenzial ist 
immer vorhanden, aber es ist 
völlig inakzeptabel, dass ein 
Bundesamt für einen problem-
behafteten Gesamtprozess 
verantwortlich gemacht wird, 
an dem militärische Planer und 
die Rüstungsindustrie einen 
nicht unerheblichen Anteil 
haben.�
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